
Ein Vortrag für Bürger 
von Thomas Küppers

Ausweg aus der 
Altersarmut



Die drei Probleme

Wir haben ein Umverteilungsproblem

Aufbau der Gesellschaft verändert sich 
sprunghaft: "Demographischer Wandel"

Unsere Strukturen sind veraltet 



Maßnahmen um den "Demographischen 
Wandel" zu begegnen



Geburtenrate

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Netto Zuwanderung

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Bevölkerungsentwicklung

Quelle: Statistisches Bundesamt



Zusammenfassung / Unser Ziel

Zusammenfassung: Heute zahlen für 1 Rentner 3 
Personen ein. Sobald der demographische Wandel 

zugeschlagen hat, haben wir ein Verhältnis von 1 zu 1! 

Ziel: Wir wollen, dass die Rentner eine anständige 
Rente bekommen und das Rentenniveau nicht weiter 

sinkt, sowie dass die jungen Generationen nicht 
überproportional belastet werden!



Beschluss zur Rentenpolitik

Zweckgebundene Rentenkasse ohne direkten Zugriff  durch den Staat: 
Alle bestehenden Rentensysteme, berufsständigen Versorgungssysteme 

und Pensionen sollen zu einer Rentenkasse zusammenführt werden.

Einnahmenbasis verbreitern - Jeder soll zur Rente beitragen: 
Alle steuerpflichtigen Einkommen und Kapitalerträge sollen 

herangezogen werden. Die Beitragsbemessungsgrenze entfällt.

Rentenbezüge liegen in einem Korridor 
zwischen Mindest- und Maximalrente.



Vorbeugen gegen die Altersarmut - 
aber richtig!

Wir brauchen einen Mindestlohn!

Wir müssen die Leiharbeit in vernünftige  
Bahnen lenken

Wir müssen den demographischen 
Wandel als Chance begreifen.



Generationen wachsen zusammen: 
Die Inklusive Gesellschaft

Das Positionspapier Inklusion wurde auf  dem 
Bundesparteitag in Bochum verabschiedet.

Neue Entwicklungen nutzen: 
Bessere Teilhabe durch digitales Leben!

Wir Piraten setzen uns aktiv dafür ein: 
PEDI (Piraten erklären das Internet)

https://wiki.piratenpartei.de/Crew:AG/Piratenakademie#Piraten_erkl.C3.A4ren_das_Internet



Was passiert gerade bei den 
Piraten?

Bestehende Positionen werden weiterentwickelt.

Klassische Politikfelder (Sozialpolitik ...) 
werden mit neuen Politikfeldern (Netzpolitik, 

Datenschutz, Überwachung ...) verknüpft.

Fragen Sie uns ruhig zu den Arbeitsständen 
der einzelnen Arbeitsgemeinschaften.



Appendix



Sozialstaat 3.0  
Bochumer Beschluss PA 118

Aus dem Grundsatzprogramm der Piratenpartei Deutschland: 



Wir Piraten setzen uns für eine nachhaltige Bekämpfung der Altersarmut, die direkte Folge der über Jahrzehnte verfehlten 
Rentenpolitik ist, ein. Auch für das langfristige Ziel eines bedingungslosen Grundeinkommens wird das Rentensystem 
angepasst. Jeder Rentner soll im Alter eine Mindestrente erhalten, welche eine sichere Existenz und gesellschaftliche 
Teilhabe ermöglicht. Deshalb muss das bisherige Rentensystem so umgestaltet werden, dass die zukünftigen Rentner 
wieder von einer sicheren Rente im Alter ausgehen können. Um diese Ziele zu erreichen, muss das Rentensystem so 

umgestaltet werden,dass die Einnahmebasis verbreitert und die Stärkeren sich angemessen mit Beiträgen an der 
Rentenversicherung beteiligen. 


Grundsätzliche Vorgehensweise zur Grundrente 

Alle bestehenden Rentensysteme, berufsständische Versorgungssysteme und Pensionen im öffentlichen Dienst werden zu 

einer Rentenkasse zusammengeführt. 

Alle steuerpflichtigen Einkommen und Kapitalerträge werden zur Zahlung von Rentenbeiträgen verpflichtet. Keine 

Berufsgruppe wird ausgenommen, die Bemessungsgrenze soll entfallen. In die Rentenkasse zahlen alle in Deutschland 
lebenden Menschen einkommensabhängig ein. 


Die Beiträge von Selbstständigen werden sich an ihren jeweiligen Unternehmenszahlen orientieren, sodass diese in ihrer 
Existenz nicht gefährdet werden. 


Die Rentenbezüge bewegen sich in einem Korridor von Mindest- bis Maximalrente. 

Die Renten werden jährlich um einen Faktor, der die Inflationsrate berücksichtigt angepasst. Dieser Faktor berücksichtigt 

außerdem die Änderung weiterer Kosten, wie zum Beispiel Gesundheitskosten. 

Die staatliche Rentenkasse verwaltet sich eigenverantwortlich, ohne direkten Zugriff  durch den Staat. Der Staat schafft den 

gesetzlichen Rahmen. Die Rentenkasse ist für die Rente zweckgebunden!



Sozialstaat 3.0  
Bochumer Beschlüsse PA 091 & PA 444

Aus dem Grundsatzprogramm der Piratenpartei Deutschland: 



Die Wirtschaftspolitik der Piratenpartei basiert auf  einem humanistischen Menschenbild und ist bestimmt von Freiheit, Transparenz und gerechter Teilhabe. Auf  
diesem Fundament stehen unsere Konzepte für eine freiheitliche und soziale Wirtschaftsordnung, deren Ziel die selbstbestimmte Entfaltung und das 

Wohlergehen aller Menschen ist.  
Weltweite Vernetzung und Digitalisierung machen ganz neue Formen der Produktion, der Arbeit und des Austausches möglich. Diese neuen Formen des 

Wirtschaftens bieten enormes Potential, erfordern aber auch eine Weiterentwicklung der Wirtschaftsordnung. Hier bietet sich die Chance, einen zentralen 
Bereich der Gesellschaft politisch neu zu gestalten. 

Dabei ist für Piraten Wirtschaftspolitik nicht gleich Wachstumspolitik. Die über den Markt verkauften Güter und Dienstleistungen sind nur ein sehr 
unvollständiges und zuweilen irreführendes Maß für den Wohlstand und für die Lebensqualität in einer Gesellschaft. An diesen Steuerungsgrößen allein 

darf  sich Wirtschaftspolitik nicht ausrichten, sie muss sich stattdessen den individuellen Lebensentwürfen der Menschen öffnen, unabhängig davon, wie 
stark diese ins Wirtschaftsgeschehen eingebunden sind. Die Wirtschaftspolitik der Piratenpartei soll den Rahmen zur Verwirklichung dieser 

Lebensentwürfe in einer globalisierten Wirtschaft schaffen. 
... 


Arbeit und Mensch 

Arbeit ist für uns nicht nur eine handelbare Ware, sondern immer auch die persönliche Leistung eines Menschen. Es ist daher ein Gebot der Menschenwürde, 

dass jeder Mensch frei entscheiden kann, welchen Beruf  er ausüben will und welche Arbeit er annehmen will, aber auch, dass diese Leistung entsprechend 
gewürdigt wird. 


Die technologische Entwicklung ermöglicht es, dass nicht mehr jede monotone, wenig sinnstiftende oder sogar gefährliche Aufgabe von Menschenhand erledigt 
werden muss. Wir sehen dies als großen Fortschritt, den wir begrüßen und weiter vorantreiben wollen. Daher betrachten wir das Streben nach absoluter 

Vollbeschäftigung als weder zeitgemäß noch sozial wünschenswert. Stattdessen wollen wir uns dafür einsetzen, dass alle Menschen gerecht am 
Gesamtwohlstand beteiligt werden und werden dazu die Einführung eines bedingungslosen Grundeinkommens prüfen. 


Mindestlohn als Brückentechnologie 

Es gehört zu den Aufgaben des Staates sicherzustellen, dass auch im freien Markt die Menschenwürde respektiert wird. Wer voll berufstätig ist, darf  nicht unter 

der Armutsgrenze leben und auf  staatliche Zusatzleistungen angewiesen sein. Zudem verzerren Dumpinglöhne die Wettbewerbsbedingungen innerhalb 
und zwischen freien Märkten. 

Um allen Menschen eine würdige Existenz und die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen, werden wir uns daher für einen bundesweiten 
gesetzlichen Mindestlohn einsetzen. Mittelfristig wollen wir jedoch mit dem "Recht auf  sichere Existenz und gesellschaftliche Teilhabe" ein umfassenderes 

System zur allgemeinen, bedingungslosen Existenzsicherung etablieren.



Sozialstaat 3.0  
Bochumer Beschlüsse PA 048

Positionspapier der Piratenpartei Deutschland zur Inklusion: 



Inklusion in allen gesellschaftlichen Bereichen ist ein zentrales Ziel der PIRATEN. Die PIRATEN setzen sich für eine Gesellschaft ein, 
die frei ist von Barrieren jeglicher Art. Eine Gesellschaft, in der sich Menschen unabhängig von körperlichen, psychischen, 

geistigen und biographischen Unterschieden, frei von Diskriminierung und Stigmatisierung mit den gleichen Chancen entfalten 
können. Unsere Grundrechte sind die obersten Gesetze unserer Gesellschaft und dürfen nicht ausgehebelt werden, weder durch 

Gesetze noch durch gesellschaftliche Gepflogenheiten. Die wirtschaftlichen Voraussetzungen für eine umfassende Inklusion jedes 
Mitgliedes unserer Gesellschaft sind zu schaffen. Die persönliche Entfaltung jedes Menschen muss unabhängig von 

wirtschaftlichen, sozialen oder kulturellen Voraussetzungen möglich sein. Nur eine auf  Inklusion zielende Politik verwirklicht das 
Recht auf  die freie Entfaltung der Persönlichkeit. Jede Art von Ausgrenzung ist Unfreiheit. Andersartigkeit ist als Individualität zu 

sehen, und eine Bereicherung unserer gesellschaftlichen Vielfalt und damit unseres gesamtgesellschaftlichen Potentials. Die 
gesellschaftliche Inklusion ist hierbei als generelles und dauerhaftes Angebot an jeden zu verstehen. 


Abkehr von der Integration hin zur Inklusion 

Dies bedeutet, dass Individualität gewollt ist, und mögliche Hilfestellungen zur Entfaltung des eigenen Potentials angeboten werden. 

Eine Integration gegen den freien Willen der Betroffenen ist keine Inklusion, sie ist als Zwangsvereinheitlichung abzulehnen. 
Stattdessen soll die Vielfalt der Individuen gesellschaftliche Normalität darstellen. Vielfalt und die Einbindung unterschiedlichster 

Sichtweisen und Erfahrungen sind eine Bereicherung für unsere Gesellschaft. Inklusion muss in unserer Gesellschaft eine 
Selbstverständlichkeit werden. Dies ist ein dauerhafter Prozess, der jetzt begonnen werden muss. 


Ausblick 

Inklusion als Selbstverständnis wird über die Grenzen ausstrahlen. Globale Inklusion bedeutet Raum zu schaffen für Menschen 

jeglicher Herkunft mit dem Ziel, ihre gesellschaftlichen Eigenheiten und Mentalitäten, Sprachen und kulturellen Identitäten zu 
bewahren und zu pflegen. Statt Vereinheitlichung und Equalisierung unserer kulturellen Vielfalt befürworten wir eine weltoffene 

Gesellschaft. 




Sozialstaat 3.0  
Offenbacher Beschluss PA 284

Aus dem Parteiprogramm der Piratenpartei Deutschland: 



Wir Piraten setzen uns für die Einführung eines bedingungslosen Grundeinkommens ein, das die Ziele des “Rechts auf  
sichere Existenz und gesellschaftlicher Teilhabe” aus unserem Parteiprogramm erfüllt. 


Es soll die Existenz sichern und gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen, einen individuellen Rechtsanspruch darstellen 
sowie ohne Bedürftigkeitsprüfung und ohne Zwang zu Arbeit oder anderen Gegenleistungen garantiert werden. Wir 

wissen, dass ein bedingungsloses Grundeinkommen die Paradigmen des Sozialstaats wesentlich verändern wird. Statt 
mit klassischer Parteipolitik muss dessen Einführung daher mit einer breiten Beteiligung der Bürger einhergehen. 


Wir nehmen viele engagierte Menschen wahr, die sich seit Jahren in- und außerhalb von Parteien für ein bedingungsloses 
Grundeinkommen einsetzen. Wir wollen dieses Engagement auf  die politische Bühne des Bundestages bringen und 

mit den dortigen Möglichkeiten eine breite und vor allem fundierte Diskussion in der Gesellschaft unterstützen. 

Dazu wollen wir eine Enquete-Kommission im Deutschen Bundestag gründen, deren Ziel die konkrete Ausarbeitung und 

Berechnung neuer sowie die Bewertung bestehender Grundeinkommens-Modelle sein soll. Für jedes Konzept sollen 
die voraussichtlichen Konsequenzen sowie Vor- und Nachteile aufgezeigt und der Öffentlichkeit transparent gemacht 

werden. 

Zeitgleich werden wir uns im Bundestag dafür einsetzen, dass noch vor Ende der Legislaturperiode die gesetzlichen 

Grundlagen für Volksabstimmungen auf  Bundesebene geschaffen werden. Sie sollen den Bürgern ermöglichen, 
sowohl die in der Enquete-Kommission vorgestellten als auch andere Grundeinkommens-Modelle als Gesetzentwurf  

direkt zur Abstimmung zu stellen. Um dabei über eine Vielfalt an Konzepten gleichzeitig entscheiden zu können, sollen 
Volksabstimmungen auch mit Präferenzwahlverfahren durchgeführt werden können. 


Bis zur Einführung eines bedingungslosen Grundeinkommens setzen sich die PIRATEN für einen bundesweiten 
gesetzlichen Mindestlohn ein.



Sozialstaat 3.0  
Die Anforderungen - ReSET

Aus dem Parteiprogramm der Piratenpartei Deutschland: 



ReSET: 



„Die Piratenpartei setzt sich [...] für Lösungen ein,  



die eine sichere Existenz und gesellschaftliche 
Teilhabe individuell und bedingungslos garantieren 

  

und dabei auch wirtschaftliche Freiheit erhalten und 
ermöglichen. 

 
Wir wollen Armut verhindern, nicht Reichtum!“

Olaf Wegner



Sozialstaat 3.0  
Offenbacher Beschluss PA 284

Aus dem Parteiprogramm der Piratenpartei Deutschland: 



Wir Piraten setzen uns für die Einführung eines bedingungslosen Grundeinkommens ein, das die Ziele des “Rechts auf  
sichere Existenz und gesellschaftlicher Teilhabe” aus unserem Parteiprogramm erfüllt. 


Es soll die Existenz sichern und gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen, einen individuellen Rechtsanspruch darstellen 
sowie ohne Bedürftigkeitsprüfung und ohne Zwang zu Arbeit oder anderen Gegenleistungen garantiert werden. Wir 

wissen, dass ein bedingungsloses Grundeinkommen die Paradigmen des Sozialstaats wesentlich verändern wird. Statt 
mit klassischer Parteipolitik muss dessen Einführung daher mit einer breiten Beteiligung der Bürger einhergehen. 


Wir nehmen viele engagierte Menschen wahr, die sich seit Jahren in- und außerhalb von Parteien für ein bedingungsloses 
Grundeinkommen einsetzen. Wir wollen dieses Engagement auf  die politische Bühne des Bundestages bringen und 

mit den dortigen Möglichkeiten eine breite und vor allem fundierte Diskussion in der Gesellschaft unterstützen. 

Dazu wollen wir eine Enquete-Kommission im Deutschen Bundestag gründen, deren Ziel die konkrete Ausarbeitung und 

Berechnung neuer sowie die Bewertung bestehender Grundeinkommens-Modelle sein soll. Für jedes Konzept sollen 
die voraussichtlichen Konsequenzen sowie Vor- und Nachteile aufgezeigt und der Öffentlichkeit transparent gemacht 

werden. 

Zeitgleich werden wir uns im Bundestag dafür einsetzen, dass noch vor Ende der Legislaturperiode die gesetzlichen 

Grundlagen für Volksabstimmungen auf  Bundesebene geschaffen werden. Sie sollen den Bürgern ermöglichen, 
sowohl die in der Enquete-Kommission vorgestellten als auch andere Grundeinkommens-Modelle als Gesetzentwurf  

direkt zur Abstimmung zu stellen. Um dabei über eine Vielfalt an Konzepten gleichzeitig entscheiden zu können, sollen 
Volksabstimmungen auch mit Präferenzwahlverfahren durchgeführt werden können. 


Bis zur Einführung eines bedingungslosen Grundeinkommens setzen sich die PIRATEN für einen bundesweiten 
gesetzlichen Mindestlohn ein.


